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Vorwort

Telearbeit erscheint zunehmend als Begriff in der Arbeitswelt. Auch wenn er mit
Schlagworten wie Arbeitszeit-Flexibilisierung, Familienfreundlichkeit, Humani-
sierung der Arbeitswelt, Umweltbewusstsein, Kostenersparnis und virtuellen Be-
trieben, aber auch mit Vereinsamung und Isolation, Verschlechterung von Ein-
kommensmöglichkeiten und Karrierechancen, Selbstausbeutung, Entsolidarisie-
rung und Wegfall sozialer Schutzregelungen und -mechanismen verbunden wird,
die Bewertungen nicht nur positiv sondern auch z.T. sehr zurückhaltend ausfal-
len, wird die Einführung von vielen Instanzen und Organisationen befürwortet
und forciert.

Bereits Ende 1993 hatte die Europäische Kommission in ihrem Weissbuch
„Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung“ auf die immer stärker wach-
sende Bedeutung der Informations- und Kommunikationstechnologien und die
Schaffung von Informations- und Datennetzen für die Arbeitsplätze in Europa
hingewiesen. Dem folgte Mitte 1994 der Bericht einer Expertengruppe zum
Thema „Europa und die globale Informationsgesellschaft“, der in den Aktions-
plan der Europäischen Kommission „Europas Weg in die Informationsgesell-
schaft“ ausmündete. Einer von dessen Anwendungsbereichens ist der Ausbau von
Telearbeit gewesen mit einer Zielprognose von mindestens 20.000 Arbeitsplätzen
in Pilot-Telearbeitszentren bis 1995 verteilt auf 20 Städte, einer Beschäftigung von
2 v.H. aller leitenden Angestellten in Telearbeit bis 1996 und der Einrichtung von
mindestens 10 Millionen Telearbeitsplätzen bis zum Jahr 2000 in Europa1. Diese
prognostizierten Zielvorstellungen sind noch nicht erreicht. Auch in Deutschland
ist das mögliche Potential von 2 bis 4 Millionen Telearbeitsplätzen noch nicht aus-
geschöpft. 1997 lagen die Zahlen in Deutschland bei etwa 150.000 Telebeschäftig-
ten2, für 1998 nach einer Schätzung des Instituts der deutschen Wirtschaft und des
Bundesforschungsministeriums bei 800.000 Telearbeitern3, die etwa Ende 1999 er-
reicht wurde4 und für das Jahr 2000 wurden zwei Millionen Telearbeiter erwar-
tet5.

In der Zeit bereits vor der EU-Initiative haben eine Reihe von Unternehmen
Telearbeit eingeführt, so z.B. schloss IBM im Jahre 1991 die erste deutsche Be-
triebsvereinbarung über Telearbeit, 1997 folgte auch die BASF AG, in den Zwi-
schenzeiten führten eine Reihe von Versicherungen und Banken Telearbeit auf

1 Vgl.: EU-Informationen 2/1995, S. 8 
2 Weyerer, Telearbeit – feine Arbeit?, Die Zeit Nr. 28/1997, S. 57
3 Weber, Neue Gefährdungspotentiale bei der Telearbeit, Abs. 1, gibt 375.000 Tele-

arbeitsplätze für Ende 1998 an. 
4 BMWi, Innovation und Arbeitsplätze, S. 55
5 Meyer-Timpe, Einsamkeit und Recht und Freiheit, Die Zeit Nr. 43/1998, S. 38
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ausgewählten Arbeitsplätzen ein, die Deutsche Telekom schloss mit der Deut-
schen Postgewerkschaft einen Tarifvertrag ab, Bundes- und Landesministerien
haben mit ihren Personalräten Dienstvereinbarungen getroffen, so z.B. 1995 die
Bundesministerien für Arbeit und Sozialforschung, für Wirtschaft und Technolo-
gie sowie des Innern, die ihre Pilotprojekte Ende 1999 abschlossen6, das nor-
drhein-westfälische Innenministerium im Februar 2000, und unterstützen in gro-
ßem Umfang Initiativen und Forschungsprojekte zur Telearbeit. Im Mai 2000 hat
die Bundesregierung im Rahmen ihres Programms „Moderner Staat – moderne
Verwaltung“ ihre Initiative „Telearbeit“ gestartet. Davon losgelöst zeigt sich in
den Kommunalverwaltungen wie auch in anderen Bereichen staatlicher Tätigkeit
die zunehmende Bereitschaft, auf entsprechende Wünsche der Beschäftigten ein-
zugehen. Initiativen und Untersuchungen aus Nordrhein – Westfalen zeigen Wir-
kung7. In anderen Bundesländern gehen diese Aktivitäten mit weniger Öffent-
lichkeitswirksamkeit vonstatten. Im Internet nimmt die Information über Telear-
beit täglich zu, selbst eine Reihe von Arbeitsplatzvermittlern ist in der Zwischen-
zeit dort etabliert.

Gleichwohl bleibt eine deutliche Zurückhaltung bei der Nutzung von Telearbeit
zu verzeichnen. Nach einer dpa – Meldung vom Juli 20008 haben Untersuchun-
gen der Hans-Böckler-Stiftung gezeigt, dass Vorbehalte existieren. Zwar seien in
den Betriebsvereinbarungen die Inhalte des Arbeitnehmerstatus nicht angetastet
worden, also sind Arbeitnehmer mit der Telearbeit nicht in den Status von Selbst-
ständigen überführt oder in den Status von Scheinselbstständigen gedrängt wor-
den9, es bestünden aber deutliche Befürchtungen hinsichtlich eines großen Rest-
risikos: „Haftungsfragen bei Schäden und Verletzungen von Arbeits- und Daten-
schutzpflichten seien nicht abgeklärt“. In diesem Zusammenhang wurde von ei-
nem Regelungsvakuum gesprochen, dessen Ausfüllung durch den Gesetzgeber
bereits vor Jahren gefordert10, dem durch die Bundesregierung aber regelmäßig
widersprochen wurde, weil die gesetzlichen Regelungen ausreichten und der Te-
learbeit 1995 noch „eine geringe praktische Bedeutung“ zukäme11. Die hier un-
terlassenen Regelungen eröffnen indes den Spielraum, der notwendig ist, um den
spezifischen Bedürfnissen einzelner Betriebe gerecht werden zu können. Dies gibt
Anlass, im Rahmen von Vereinbarungen eigene betriebsbezogene Regelungen
vorzunehmen, für die Anhaltspunkte gegeben werden sollen.

Auch wenn die nachfolgenden Projekte und Förderungen die Bedeutung der
Telearbeit eindeutig höher einstufen und ihr mehr Beachtung zollen, bleibt das
Bedürfnis nach betriebswirtschaftlicher und rechtlicher Klärung bestehen und

6 BMI, Initiative Telearbeit der Bundesregierung, S. 7 ff.
7 Vgl. dazu die Hinweise in: Bundesregierung, Moderner Staat – Moderne Verwaltung,

S. 25
8 Braunschweiger Zeitung vom 22. 7. 2000: „Telearbeit ist noch Neuland“
9 So aber noch die Kritik von Weyerer, a.a.O., S. 58; s.a die Warnungen: Rensmann/Gröp-

ler, S. 166 f.
10 Vgl. die Hinweise auf die Forderungen des DGB bei: Welsch, PersR 1991, 462
11 Antwort auf eine Kleine Anfrage (BT-Drs. 13/2540) durch die Bundesregierung vom

14. 11. 1995  (BT-Drs. 13/2736).
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bedarf der Lösungsansätze hinsichtlich der Implementierung von Telearbeit im
einzelnen Betrieb, Fragen des Vergleichs von Nutzen und Kosten und Probleme
vielfältiger Art im Hinblick auf mögliche Telearbeiten, die Ausgestaltung von Ar-
beitsplätzen, die Verbindung des Telearbeiters zum Betrieb sowie rechtliche Fra-
gen im Umgang mit ausgelagerten Arbeitsplätzen, importierter Arbeit und der
Einhaltung von betrieblichen und vertraglichen Verpflichtungen. Gerade unter
diesem Gesichtspunkt wollen wir uns der Ein- und Durchführung von Telearbeit
stellen. Dass die Überlegungen auf einen möglichst reibungslosen Verlauf von
Telearbeit im Betrieb abzielen, ist eine Notwendigkeit für eine betriebsgerechte
Organisation. Das gilt sowohl für die Einführung von Telearbeit als auch für ihr
Management, wenn der Prozess des Umdenkens stattgefunden hat, die Vorbehalte
beseitigt und die entsprechende Arbeitsplätze geschaffen sind. Darüber hinaus
wollen wir allerdings auch möglichst umfassend die auftretenden Fragen anspre-
chen, um Lösungshinweise für den betrieblichen Alltag zu geben. Dass es dabei
keine Patentlösungen geben kann und dass unsere Überlegungen – auf unter-
schiedliche Betriebe und unterschiedlichste Arbeitsplätze angewendet – einer
möglichst „maßgeschneiderten“ Anpassung bedürfen, liegt auf der Hand. Dem
wollen wir mit Anregungen und Lösungsansätzen entgegen kommen, damit Ein-
führung und betrieblicher Ablauf optimiert werden können.

Im Januar 2001 Die Verfasser
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